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AUSZUG AUS DEM PROTOKOLL
DES

REGIERUNGSRATES DES KANTONS SOLOTHURN
- VDM17.NovemDer 196.7 Nr. 5921

Die ~‘inv~ohner~ieinde_Starrltirch-VJil ersucht den Regieri~ri~gsrat

uni G-e nehmigung d e s~

hörefldeflZoflefl ordnun~g~

Die Gemeinde besitzt mehrere Zonen- und Bebauungsplane Der G-e

samtzonenplan ist seit längerer Zeit in Auftrag gegeben, dessen

Verwirklichung hat sich aber im Zusammenhang mit d~r ~argasehenen

Regio~ials.tr~m~e~Niederamt verzögert. Das zur Diskussion stehende

Gebjet wurde teilweise mit dem Bebauungsplan Nigglisberg gemäss

RRB Nr. 2685 vom 14. Mai 1963 geregelt. Der neue Pläri mit der

dazu gehörenden Zonenordnung ist eine Abänderung resp. Erwei

terung des oben erwähnten. Er regelt ni~ht~nux~ die Strassen—

führungen und. Baulinien in di~senrGebie~t, sondern auch die Ueber

bauung (Zonenaixs~cheidung). Der Geltungsbereich ist mit einer

roten strichpunkti~erten Mnie dargestellt.

Die öffentliche Auflage erfolgte in der Zeit vom 3. Juni bis

3, Juli 1967. Einsprachen wurden iiinert der gesetzlichen Frist
1~eine eingereicht. An der Versammlung der Einwohnergenieinde vom

4. September 1967 wurden der Plan und die dazu gehörende Zonen—
ordnung genehmigt.

Formell ist das Verfahren richtig durchgefiihrt. Materiell ist

folgendes zu bemerken~

1) Nach ~ 6 Ziff. 9 EG- sind die Gemeindeii“g~ha1ten, die Regelung

der Parkieri~uigamög1iohkeite~i au~f pfiv~tem Grund in ihre Bau—

vorschriften aufzunehmen. •

2) Gemäss geltender lehre, und Pra~isH(daä~Bundesgericht hat in

dei~ ~1etzten ~a~r•en einen der‘ar+ig~~all ents,hieden) bedeutet

es jedoch einen unzulässigen Eing~if±.in die Eigentuinsgarantie,
18572-BOOOO/8O~nn eine Gemeinde die Errichtung yen Garagen vorschreibt.
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3) Aus diesem G-runde, und weil der Regierungsrat gemäss § 216
Abs. 1 des Gemeindegesetzes kleinere Mängel an Reglementen

selbst beheben kann, ist in § 9 Abs. 3 der Zonenordnung der

Satz ‘~Von diesen Abstellplä±zen müssen mindestens 60 ~ als

Garagen ausgebaut sein (d.h. bei Einfamilienhäusern 1 Garage,

bei 2—I~amilienhäusern 2 Garagen usw.)“ zu streichen.

Es wird

bedhlossen~

1. Der Bebauungsplan Nigglisberg mit der dazu gehörenden Zonen—

ordnung der Einwohnergemeinde Starrkirch—Wil wird~unier Vorbe

halt der oben erwähnten ~Abänderung des § 9 Abs. 3 ge~iehmigt.

2. Früher genehmigte Pläne, die mit dem Vorliegenden im Wider—

spruche stehen, verlieren ihre Rechtskraft.

Genehmigi~ngsgebühr Fr 24.——

Publ~ikationskosten F~l4.——

Er 3B.——~ (Im Kontokorrent mit der Einwohner—
gemeinde Starrkirch-Wil zu verrechnen)

(Staats1~an~1ei Nr.) KK

Der ~taatsschreiher:

Bau-Departement (4)
Kant. Hochbauamt (2)
Kant, Tiefbauamt (2)
Jur. Sekretär des Eau—Departementes
Kant..Planungs.stelle (2), mit Akten, 1-gen. Plan undl gen. Zonen—

ordnung
Kreisbauamt II, Olten, mit 1 gen. Plan und 1 gen. Zonenordnung
Amtschreiberei Olten, mit 1 gen. Plan und 1 gen. Zonenordnung
Kant. Finanzverwaltung (2)
Ammannanit der Einwohnergemeinde Starrk~r~h-Wil -

Baukommission~der Einwohnergerneinde S-t.arrkirch-Wi~,--mit 3 gen.
Plänen und 12 gen. Zonenordnungen

Amtsblatt (publikation Ziff, 1 des Dispo~-itivs)


